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Grenzgänger aus juristischer Sicht 1

.

Ausgewählte Probleme

i.

1. Diese Tagung widmet sich den Grenzgängern und hat damit ein äußerst spannen¬
des Thema. Das ließe sich vielfältig begründen. Ein Grund könnte darin hegen, daß
um den Grenzgänger, wie etwa um den bekannten Bergsteiger Reinhold Messner, ein
Hauch von Abenteuer weht. Dessen Buch „Nie zurück“, das über die Geschichte der
Expeditionen zum Süd-, Nordpol und zum Mount Everest berichtet, ist als Geschich¬
te des Grenzgangs bezeichnet worden. Dort findet sich der Ausspruch Messners:
„WirGrenzgänger leben unseren Tatendrang so hemmungslos aus, daß im Tun Zwei¬
fel erst gar nicht groß werden können“. Reinhold Messner versteht es in besonderer
Weise, seine Sehnsucht nach Grenzgängen publikumswirksam an den Mann zu brin¬
gen; er ist aber nicht allein mit dieser Sehnsucht. Er teilt sie mit vielen, wenn man ei¬
ner Zeitungsmeldung mit der Überschrift „Büromensch aufder Suche nach Grenzen“
glauben darf2 . Danach suchen die Menschen sich aus unterschiedlichen Gründen Ex¬
tremsportarten aus. Sie wollen testen, wie weit sie gehen können. Das sei im realen
Leben oft nicht möglich.
2. Diese kurzen Überlegungen mögen als Beleg für die Tatsache genügen, daß es sich
bei dem Phänomen Grenzgänger um ein spannendes Thema handelt. Nun haben Sie
dieses spannende Thema u.a. einem Juristen anvertraut, ein - wie ich meine - waghal¬
siges Experiment. Zum einen haben die Juristen im Urteil andererWissenschaftler ei¬
nen durchaus zweifelhaften Ruf Die Materie, mit der sie sich befassen, gilt als trok-
ken, langweilig und für den normalen Menschen schwer verständlich. Zum andern
wird den Juristen - nicht so sehr von anderen Wissenschaftlern, sondern vielmehr aus
den eigenen Reihen - bestritten, daß sie Wissenschaft betreiben. Im Jahre 1848 hat
der Berliner Staatsanwalt Julius von Kirchmann vor der Juristischen Gesellschaft zu
Berlin einen Vortrag mit dem Titel „Die Wertlosigkeit der Jurisprudenz als Wissen¬
schaft“ gehalten und in diesem Vortrag ausgefuhrt: „Aus einer Priesterin der Wahr¬
heit wird sie (gemeint ist die Rechtswissenschaft) durch das positive Gesetz zu einer
Dienerin des Zufalls, des Irrtums, der Leidenschaft, des Unverstandes. Statt des Ewi¬
gen, Absoluten, wird das Zufällige, Mangelhafte ihr Gegenstand. Aus dem Äther des
Himmels sinkt sie in den Morast der Erde“ 3 . Julius von Kirchmann fährt sodann fort:
„Ist so in dem wahren Teil jedes positiven Gesetzes für die Wissenschaft nichts zu

1 Mit einigen wenigen Fußnoten versehene Fassung meines am 22.5.1997 gehaltenen Vor¬
trags. Die Vortragsform wurde beibehalten,
Saarbrücker Zeitung v. 3.3.1997, S. 3.
Julius von Kirchmann, Die Wertlosigkeit der Jurisprudenz als Wissenschaft, Darmstadt
1956, S. 23.
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tun, so bleibt für sie nur das Unwahre, und mit Gier und Eifer ist sie zu allen Zeiten
darüber hergefallen4

... Die Juristen sind durch das positive Gesetz zu Würmern ge¬

worden, die nur von dem faulen Holz leben; von dem gesunden sich abwendend, ist
es nur das kranke, in dem sie nisten und weben. Indem die Wissenschaft das Zufällige
zu ihrem Gegenstand macht, wird sie selbst zur Zufälligkeit; drei berichtigende Wor¬
te des Gesetzgebers und ganze Bibliotheken werden zu Makulatur.“ 5

Nach alldem, hochverehrter Kollege Schneider, stellt sich die Frage, ob Sie nicht ei¬
nen klassischen Doppelfehler begangen haben, als Sie einem Juristen die Möglich¬
keit eingeräumt haben, auf dieser Tagung zu sprechen.

II.

Ausgangspunkt für eine juristische Auseinandersetzung mit den Problemen der und
um die Grenzgänger muß die Frage sein, was sich hinter dem Begriff des Grenzgän¬
gers verbirgt. Grenze, so sagt ein verbreitetes juristisches Wörterbuch, ist allgemein
die Trennungslinie zwischen zwei Bereichen. Im Völkerrecht ist die Grenze die
Trennungslinie zwischen zwei Staaten6

.

1. Würde man die zuerst gegebene Definition zugrunde legen und Grenzgänger als
Personen betrachten, die die Trennungslinie zwischen zwei Bereichen überschreiten,
würde sich für diesen Vortrag ein ungemein weites Feld eröffnen. Bei Anwendung
dieses Grenzbegriffs könnte - überspitzt formuliert - als Gegenstand der Rechtswis¬
senschaft der Grenzgang oder der Grenzgänger bezeichnet werden. Die Trennungsli¬
nie interessiert den Juristen ungemein. Ist das Urteil eines Gerichts gerecht oder un¬
gerecht? Entspricht ein Vertrag den guten Sitten, oder ist die Trennungslinie zur Sit¬
tenwidrigkeit überschritten? Ist das Fehlverhalten des Arbeitnehmers so schwerwie¬
gend, daß es die Kündigung rechtfertigt oder nicht? Hat eine Person mit ihrem Ver¬
halten die Grenze des Erlaubten überschritten und sich strafbar gemacht oder nicht?
Die Beispiele ließen sich beliebig fortsetzen.
Würde man den BegriffGrenzgänger in dieserWeite verstehen, wäre er wenig aussa¬

gekräftig, weil unter ihm eine Fülle völlig unterschiedlicher Phänomene verstanden
werden könnten. Nun wird aber dieser Begriff im juristischen Sprachgebrauch nicht
in dieser Weite gebraucht. Vielmehr sind Grenzgänger Arbeitnehmer und Selbstän¬
dige, die ihren privatenMittelpunkt in einem Staat haben und die ihre Berufstätigkeit
über die Grenze in einem anderen Staat ausüben und täglich oder mindestens einmal
wöchentlich zu ihrem privaten Lebensmittelpunkt zurückkehren. 7

2. In den 15 Staaten der Europäischen Union gibt es 250.000 Grenzgänger 8 . In der
von Lothringen, Luxemburg, dem Saarland und Rheinland-Pfalz gebildeten Region

4 A.a.O., S. 24.
5 A.a.O., S. 25.
6 Köbler, Juristisches Wörterbuch, 7. Aufl. 1995, S. 171.
7 Vgl. etwa Art. 1 Buchstabe b der Verordnung (EWG) des Rates über die Anwendung des

Systems der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familien¬
angehörige, die innerhalb der Gemeinschaften zu- und abwandem (Nr. 1408/71).

8 Saarbrücker Zeitung v. 17.9.1996, S. 5 „Mit Steuern gegen Grenzgänger“.
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beginnt für 80.000 Berufstätige jeder Arbeitstag mit einem Grenzübertritt. Diese Re¬

gion verzeichnet damit die umfangreichsten Mobilströme in Europa 9
. Die Saar-Lor-

Lux-Region ist, weil die freie Zirkulation der Arbeitskräfte ein zentrales Kriterium
für die Integration ist, als „die europäische Modellregion überhaupt“ bezeichnet wor¬
den 10

11

. Ins Saarland kommen werktäglich etwa 18.000 Menschen aus Frankreich zur
Arbeit, darunter 4.300 Deutsche, die in Lothringen wohnen". Nach Luxemburg
kommen werktäglich 27.000 Menschen aus Lothringen, 9.000 Menschen aus
Deutschland und 16.000 Menschen aus Belgien zur Arbeit. Von 100 in Luxemburg
neu geschaffenen Arbeitsplätzen gehen 80 an Belgier, Deutsche und Lothringer und
nur 20 an Luxemburger. Die Arbeitslosigkeit in Lothringen würde von 10,8 % auf
16 % ansteigen, wenn nicht Luxemburg und das Saarland Ausweichmöglichkeiten
böten 12

.

Schon diese Zahlen belegen, daß es sich bei dem Problem Grenzgänger nicht um ein
völlig unbedeutendes handelt. Berücksichtigt man nun, daß der Wunsch der Bürger
der Europäischen Union nach Mobilität immer weiter zunimmt und daß es Ziel der
Europäischen Union ist, Mobilitätshmdemisse, die noch bestehen, zu beseitigen, so
ist damit zu rechnen, daß auch die Zahl der Grenzgänger sich erhöhen wird.

III.

Nachdem nun bestimmt ist, was hier unter Grenzgängern verstanden werden soll,
wende ich mich den rechtlichen Problemen um die Grenzgänger zu und werde mich
dabei auf einige arbeits- und sozialrechtliche Problemfelder beschränken.
1. Die arbeitsrechtlichen Probleme des Grenzgängers beginnen mit der Frage, unter
welchen Voraussetzungen der Bürger eines Staates überhaupt eine Beschäftigung im
Nachbarland aufnehmen darf. Steht ihm der Zugang zum fremden Arbeitsmarkt un¬
begrenzt offen, oder kann ihm der benachbarte Staat Hindernisse in den Weg legen?
Zieht man exemplarisch das Recht der Bundesrepublik Deutschland heran, so stellt
man fest, daß Ausländer zur Arbeitsaufnahme grundsätzlich eine Aufenthaltsgeneh¬
migung nach § 3 Ausländergesetz (AuslG) und darüber hinaus eine Arbeitserlaub¬
nis nach § 19 des Arbeitsforderungsgesetzes (AFG) benötigen. Würde dieser Grund¬
satz uneingeschränkt gelten, dann träfe er auch den französischen Arbeitnehmer aus
Forbach, der allmorgendlich die deutsche Grenze passieren will, um seinen Lebens¬
unterhalt in einem Saarbrücker Betrieb zu verdienen. Daß dies nicht der Fall ist, liegt
daran, daß den Arbeitnehmern der Europäischen Union durch Art. 48 des EG-Vertra-
ges (EGV) das Recht auf Freizügigkeit in allen Mitgliedsstaaten gewährleistet ist 13 .

9 FAZ v. 15.4.1997, S. 5 „Euro-Berater helfen Grenzpendlem“; FAZ v. 7.12.1996, S. 16
„Zwischen Saar, Maas und Mosel pendeln 80.000 Arbeitnehmer“.

10 FAZ v. 7.12.1996, S. 16 „Zwischen Saar, Maas und Mosel pendeln 80.000 Arbeitnehmer“.
11 FAZ v. 15.4.1997, S. 5 „Euro-Berater helfen Grenzpendlem“.
12 Saarbrücker Zeitung vom 17.9.1996, S. 5 „Mit Steuern gegen Grenzgänger“.
13 Entsprechende Garantien enthalten Art. 69 des EGKS-Vertrages sowie die Art. 2 lit. g und

96 des Euratom-Vertrages. Ihr Anwendungsbereich ist jedoch auf die „anerkannten Kohle-
und Stahlfacharbeiter“ bzw. auf die Fachkräfte der Kernindustrie beschränkt.
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Die Freizügigkeit fordert - so Abs. 2 des Art. 48 - die Abschaffung jeder auf der
Staatsangehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer
der Mitgliedsstaaten in bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeits¬
bedingungen. Sie gibt - ausweislich Abs. 3 - u.a. den Arbeitnehmern das Recht, sich
um tatsächlich angebotene Stellen zu bewerben, sich zu diesem Zweck im Hoheitsge¬
biet der Mitgliedsstaaten frei zu bewegen und sich in einem Mitgliedsstaat aufzuhal¬
ten, um dort eine Beschäftigung auszuüben. Die Garantie, die Art. 48 den Bürgern
der Europäischen Union gibt, macht es notwendig, die Rechtsstellung ausländischer
Arbeitnehmer aus EU-Staaten von der Stellung sog. Drittstaatsangehöriger und da¬
mit auch die Rechte der EU-Grenzgänger (also etwa des Franzosen, der in Deutsch¬
land arbeitet) von denen anderer Grenzgänger (also etwa des Polen, der in Deutsch¬
land arbeitet) zu trennen.
a) Nimmt man zunächst die Bürger der Europäischen Union in den Blick, so läßt
sich feststellen, daß das Freizügigkeitsrecht aus Art. 48 EGV ihnen die Möglichkeit
verschafft, im gesamten europäischen Binnenmarkt ihre Arbeitsleistung anzubieten,
eine Arbeit aufzunehmen und ihr nachzugehen 14

. Damit diese Gewährleistungen
auch praktisch wirksam werden können, werden sie begleitet von dem Recht, in die
anderen Mitgliedstaaten zum Zweck der Arbeitsaufnahme einzureisen und sich dort
aufzuhalten 15

.

aa) Im Hinblick auf dieses Aufenthaltsrecht aus Art. 48 EGV bedürfen Arbeitnehmer
aus den EU-Staaten nicht der für andere Ausländer erforderlichen Aufenthaltsge¬
nehmigung. Dies hindert die Mitgliedstaaten allerdings nicht daran, die Arbeitneh¬
mer aus dem EU-Ausland dazu anzuhalten, ihr Aufenthaltsrecht durch eine rein de¬
klaratorisch wirkende Bescheinigung nachzuweisen 16

. In Übereinstimmung damit
müssen EU-Ausländer auch in der Bundesrepublik die sog. „Aufenthaltserlaubnis-
EG“ beantragen. Sie ist eine Bescheinigung, die anders als die Genehmigung nach
§ 3 AuslG das Aufenthaltsrecht nicht begründet, sondern lediglich nachweist; auf
ihre Erteilung haben EU-Ausländer einen Rechtsanspruch 17

. Diese Rechtslage, die
die Gemeinschaftsbürger gegenüber Drittstaatsangehörigen ohnehin schon privile¬
giert, wird nun für Grenzarbeitnehmer aus der EU noch weiter verbessert. In Umset¬
zung der einschlägigen EG-Richtlinie 18 bestimmt das deutsche Recht, daß Arbeit¬
nehmer, die in der Bundesrepublik beschäftigt sind, ihren Wohnort jedoch im Ho¬
heitsgebiet eines anderen EU-Mitgliedstaates haben und in der Regel jeden Tag oder
mindestens einmal in der Woche dorthin zurückkehren, keiner Aufenthaltserlaubnis
bedürfen 19

. Für diese Personengruppe ist also keinerlei Bescheinigung erforderlich.

14 Krimphove, Europäisches Arbeitsrecht, 1996, S. 82
15 Zu den Modalitäten dieses Aufenthaltsrechts vgl die Richtlinie 68/360/EWG sowie das

Aufenthaltsgesetz/EWG.
10 Vgl. nur EuGH, Slg. 1977, 1504 (Sagulo); Geiger, EG-Vertrag, 2. Aufl. 1995, Art. 48 Rn.

19 .

17 Vgl. nur Büchner, in: Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, 1992, § 35 Rdnr. 39.
18 Richtlinie 68/360/EWG.
19

§ 8 Abs. 3 Aufenthaltsgesetz/EWG.
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bb) Was nun die Arbeitserlaubnis betrifft, so folgt aus der Freizügigkeitsgarantie
des Art. 48 EGV für alle Arbeitnehmer aus der Gemeinschaft und damit auch für die
EU-Grenzgänger weiterhin, daß es einer besonderen Arbeitserlaubnis zur Aufnahme
der Beschäftigung in einem anderen Mitgliedstaat generell nicht bedarf. Dem trägt
insbesondere das deutsche Arbeitsforderungsgesetz dadurch Rechnung, daß es in sei¬

nem § 19 20 das Erfordernis einer Arbeitserlaubnis nur aufstellt, „soweit in zwischen¬
staatlichen Vereinbarungen nichts anderes bestimmt ist“, sowie die Rechtsvorschrif¬
ten der Europäischen Gemeinschaften ausdrücklich unberührt läßt (§ 19 Abs. 1 S. 1,

Abs. 3 AFG).
cc) Zusammenfassend läßt sich also sagen, daß Grenzgänger aus den Mitgliedstaaten
der Europäischen Union zur Aufnahme einer Beschäftigung in einem anderen Mit¬
gliedstaat weder eine Aufenthaltsgenehmigung noch eine Arbeitserlaubnis benöti¬
gen. Ihr Zugang zum benachbarten Arbeitsmarkt besteht praktisch unbeschränkt,
dd) Soweit das Freizügigkeitsrecht europäischer Arbeitnehmer reicht, dürfen weder
Rechtsvorschriften noch Verwaltungspraktiken der Mitgliedstaaten dieses ein¬
schränken oder behindern. Zur Konkretisierung des Art. 48 EGV hat der Rat der Eu¬
ropäischen Gemeinschaften die sog. Freizügigkeits-Verordnung Nr. 1612/68 erlas¬
sen. Sie ist in jedem Mitgliedstaat unmittelbar geltendes Recht und regelt im einzel¬
nen, wie der freie Zugang von EU-Ausländern zum nationalen Arbeitsmarkt abgesi¬
chert wird. Die Verordnung garantiert den EU-Wanderarbeitnehmem den gleichbe¬
rechtigten Zugang zu den verfügbaren Stellen im Nachbarland (Art. 1), sie gewähr¬
leistet die Möglichkeit einer grenzüberschreitenden Stellenausschreibung und Be¬

werbung (Art. 2), sie verbietet den Mitgliedstaaten die Einführung quotenmäßiger
Beschränkungen für ausländische Arbeitnehmer (Art, 4), hält sie zu einer gleichbe¬
rechtigten Arbeitsvermittlung an (Art. 5) und untersagt sowohl Mitgliedstaaten als
auch Arbeitgebern, bei der Einstellung und Anwerbung ausländischer Arbeitnehmer
andere Maßstäbe anzulegen als bei einheimischen (Art. 6). Staatliche Maßnahmen,
die diese Gewährleistungen zu behindern oder zu umgehen suchen, finden keine An¬
wendung (Art. 3).
b) Betrachtetman demgegenüber nun die Arbeitnehmer aus Nicht-EU-Staaten, die
in der Bundesrepublik eine Beschäftigung aufnehmen wollen, so stellt sich die
Rechtslage anders dar. Solche - als Drittstaatsangehörige bezeichneten - Arbeitneh¬
mer werden durch die im EG-Vertrag niedergelegten Grundfreiheiten gmndsätzlich
nicht berechtigt und können staatlichen Maßnahmen, die den Zugang zum Arbeits¬
markt von der Erfüllung besonderer Voraussetzungen abhängig machen, nicht das
Recht auf Freizügigkeit entgegenhalten.
aa) Nicht-EU-Ausländer bedürfen daher zur Arbeitsaufnahme in der Bundesrepublik
Deutschland regelmäßig einer Aufenthaltsgenehmigung, die im übrigen schon vor
der Einreise in Form eines Sichtvermerks eingeholt werden muß (§ 3 Abs. 1, 3

AuslG). Auf ihre Erteilung besteht grundsätzlich kein Anspruch (§§ 6 f. AuslG). So¬
weit zwischenstaatlich nichts anderes vereinbart ist, gilt diese Rechtslage grundsätz-

20 Mit Wirkung ab 1.1.1998 wird das Recht der Arbeitsförderung reformiert und das Arbeits¬
forderungsgesetz als Drittes Buch in das Sozialgesetzbuch integriert, Einschlägig ist dann
§ 284 SGB III.
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lieh auch für Grenzgänger aus den der Bundesrepublik benachbarten Drittstaaten 21
.

Allerdings gibt es auch unabhängig von völkerrechtlichen Abkommen Vereinfa¬
chungen für diese Grenzgänger. So sieht die Durchführungsverordnung zum deut¬

schen Ausländergesetz in § 19 vor, daß Staatsangehörigen aus Polen, Tschechien und
der Schweiz eine sog. Grenzgängerkarte erteilt werden kann, wenn sie in der Grenz¬
zone eine unselbständige Erwerbstätigkeit ausüben. Voraussetzung ist neben der er¬
forderlichen Arbeits- und Berufsausübungserlaubnis, daß sie jeden Tag in ihren Hei¬
matstaat zurückkehren oder sich längstens zwei Tage wöchentlich zur Ausübung der
Erwerbstätigkeit in der Grenzzone aufhalten. Diese Umschreibung der Grenzgänger
weicht in mehrfacher Hinsicht von unserer anfangs zugrunde gelegten Definition ab.

Sie ist insbesondere insofern enger, als sie zum einen nur die unselbständige Tätig¬
keit erfaßt und diese zum anderen geographisch auf die Grenzzone beschränkt, die
durch eine Anlage zur Verordnung minuziös festgelegt wird. So sind etwa Grenzzo¬
nen zur Schweiz in Baden-Württemberg die Kreise Breisgau-Hochschwarzwald,
Schwarzwald-Baar-Kreis, Tuttlingen, Lörrach, Waldshut, Konstanz, Bodenseekreis,
Ravensburg, Freiburg (Stadtkreis), Biberach und Sigmaringen. Wer als Grenzgänger
die genannten Voraussetzungen erfüllt, kann die Grenzgängerkarte erhalten, die zu¬

nächst nur bis zu einer Gültigkeitsdauer von zwei Jahren ausgestellt wird und läng¬

stens bis zu einer Gesamtgültigkeitsdauer von fünf Jahren verlängert werden kann.
Die Grenzgängerkarte ist Paßersatz22 ; ihr Inhaber ist für den Aufenthalt im Geltungs¬
bereich dieses Ausweises vom Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung befreit23 ,

bb) Neben der grundsätzlich erforderlichen Aufenthaltsgenehmigung bedarf der
Nicht-EU-Ausländer zur Arbeitsaufnahme in Deutschland ferner einer Arbeitser¬
laubnis. Nach § 19 Abs. 1 S. 3 des Arbeitsförderungsgesetzes 24 darf diese Auslän¬
dem mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland allerdings grundsätz¬
lich nur erteilt werden, wenn die Dauer der Beschäftigung drei Monate nicht über¬
steigt. Durch diese Regelung soll praktisch eine generelle Einreise von Ausländem
zur längeren Arbeitsaufnahme blockiert und eine Anwerbung ausgeschlossen wer¬

den25
. Ausnahmen hiervon sieht jedoch die sog. Anwerbestopp-Ausnahmeverord¬

nung vor. Sie bestimmt, für welche Erwerbstätigkeiten ausnahmsweise eine länger
als drei Monate dauernde Arbeitserlaubnis erteilt werden kann, und nennt in ihrem

§ 6 als Ausnahmefall insbesondere die Aufnahme einer Grenzgängerbeschäftigung.
Danach kann einem Ausländer, der in einem an die Bundesrepublik angrenzenden
Nicht-EU-Staat wohnt, Staatsangehöriger dieses Staates ist und dort keine Soziallei¬
stungen bezieht, eine Arbeitserlaubnis erteilt werden, wenn er täglich in seinen Hei¬
matstaat zurückkehrt oder sich längstens zwei Tage wöchentlich innerhalb der
Grenzzone aufhält. Aufgrund dieser Vorschrift, die mit derselben Begrifflichkeit wie
die soeben angesprochene Durchführungsverordnung zum Ausländergesetz arbeitet,

21 Krause, Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer, 3. Aufl. 1995, S. 20.
22

§ 14 Abs. 1 Nr. 2 Durchführungsverordnung DV AuslG.
23

§ 4 Abs. 1 Nr. 5 DV AuslG i.V.m. § 3 Abs. 1 S. 2 AuslG.
24 Ab 1.1.1998 gilt § 284 SGB III.
25 Krause (o. Fn. 21), S. 53.
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wird insbesondere auch Grenzgängern aus Nicht-EU-Staaten der Zugang zum deut¬

schen Arbeitsmarkt eröffnet.
c) Abschließend ist demnach festzuhalten, daß EU-Ausländer eine Grenzgängerbe¬
schäftigung in Deutschland ohne weiteres aufnehmen können, während Drittstaats¬
angehörige eine Aufenthaltsgenehmigung bzw. zumindest eine Grenzgängerkarte
und darüber hinaus eine Arbeitserlaubnis benötigen; der Erteilung dieser Papiere ste¬

hen aber bei einer Grenzgängerbeschäftigung keine grundsätzlichen Hindernisse ent¬

gegen.
2. Ist die Anbahnung des Arbeitsverhältnisses bis zum Vertragsschluß gediehen, so
stellt sich zunächst die weitere Frage, welches Recht auf einen Arbeitsvertrag an¬

zuwenden ist, dermit einem Grenzgänger geschlossen wird. Da sein Wohnort in ei¬

nem anderen Staat liegt als der Beschäftigungsort, gewinnt der Arbeitsvertrag einen
internationalen Bezug, und es stellt sich etwa bei dem Franzosen aus Forbach, der bei
Ford in Saarlouis arbeitet, die Frage, ob auf sein Arbeitsverhältnis deutsches oder
französisches Recht anwendbar ist.
a) Welchem Recht er unterliegt, regelt das Internationale Arbeitsrecht. Dieses sieht
jedenfalls für die Bundesrepublik vor, daß die Parteien des Arbeitsverhältnisses das
anwendbare Recht in freier Rechtswahl bestimmen können 26

. Der saarländische Un¬
ternehmer und sein lothringischer Angestellter sind also nicht gehindert, für ihren
Vertrag die Geltung des französischen Rechts zu vereinbaren. Tun sie dies nicht, tref¬
fen sie also keine Bestimmung über das anwendbare Recht, dann gilt i.d.R. das Recht
des Staates, in dem der Arbeitnehmer in Erfüllung des Vertrages gewöhnlich seine
Arbeit verrichtet27 . In meinem Beispiel des lothringischen Arbeitnehmers wäre dies
also das deutsche Arbeitsrecht. Das mangels einer Rechtswahl hilfsweise anzuwen¬
dende Recht hat im übrigen auch dann Bedeutung, wenn die Parteien in der Tat davon
abweichen und die Geltung eines anderen Rechts vereinbaren. Denn die Rechtswahl
darf nicht dazu fuhren, daß dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird, der ihm
durch die zwingenden Bestimmungen des hilfsweise anwendbaren Rechts gewährt
wird28

. Es ist also insoweit ein Günstigkeitsvergleich zwischen dem gewählten Recht
und den Normen des R.echts anzustellen, das gelten würde, wenn keine Rechtswähl
erfolgt wäre.
Ist das anwendbare Recht ermittelt, so läßt sich dessen Vorschriften entnehmen, wel¬
che Rechte und Pflichten die Arbeitsvertragsparteien treffen. Diesen für Laien, aber
auch für Juristen, schwierigen Vorgang, bei Sachverhalten über die Grenze das an¬

wendbare Recht zu ermitteln, wollen wir an einem Beispiel etwas näher erläutern.

b) Ein Arbeitnehmer aus Forbach arbeitet bei Ford in Saarlouis. Die Parteien haben
im Arbeitsvertrag die Anwendung französischen Rechts vereinbart. Der Arbeitgeber
kündigt. Im Kündigungsschreiben sind keine Kündigungsgründe angegeben. Weder
der Arbeitnehmer noch der Betriebsrat werden vor der Kündigung angehört.

26 Art. 27, 30 Abs. 1 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB); Art. 3, 6
Abs. 1 Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht

(EVÜ).
27 Art. 30 Abs. 2 Nr. 1 EGBGB; Art. 6 Abs. 2 lit. a EVÜ.
28 Art. 30 Abs. 1 EGBGB; Art. 6 Abs. 1 EVÜ.
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Die Kündigung des Arbeitgebers könnte gleich aus mehreren Gründen unwirksam
sein. Zunächst ist der Betriebsrat nicht angehört worden. Eine ohne Anhörung des
Betriebsrats erfolgte Kündigung ist aber nach deutschem Recht gern. § 102 Abs. 1

Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) unwirksam. Eine Anhörung des Arbeitnehmers
vor der Kündigung ist nach deutschem Recht nicht erforderlich 29

. Nach französi¬
schem Recht muß hingegen die ordentliche Kündigung vorher mit dem Arbeitneh¬
mer besprochen werden. Zur Besprechung der Kündigung muß der Arbeitnehmer un¬
ter Angabe des Kündigungsgrundes schriftlich aufgefordert werden 30

. Bei Nichtein¬
haltung dieses Verfahrens ist die Kündigung nicht unwirksam. Das Gericht ordnet
aber die Nachholung der Formalitäten an und billigt dem Arbeitnehmer eine Entschä¬
digung in Höhe bis zu einer Monatsvergütung zu31

. Was die Anhörung des Arbeit¬
nehmers vor der Kündigung betrifft, sind französisches und deutsches Recht unter¬
schiedlich gestaltet. Wie hier die Kollision zwischen den beiden Rechtsordnungen zu
lösen ist, entscheidet - wie bereits angedeutet - das internationale Arbeitsrecht, das
Teil des internationalen Privatrechts ist.
Nach Art. 3 Abs. 1 Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) be¬
stimmen bei Sachverhalten mit einer Verbindung zum Recht eines ausländischen
Staates die Art. 4 ff. EGBGB, welche Rechtsordnungen anzuwenden sind. Soweit al¬
lerdings Regelungen in völkerrechtlichen Vereinbarungen bestehen, die unmittelbar
anwendbares innerstaatliches Recht geworden sind, gehen diese Regelungen den Re¬
gelungen des EGBGB vor. Anders formuliert: Gibt es völkerrechtliche Vereinbarun¬
gen, ist insoweit das EGBGB, also das internationale Arbeitsrecht, nicht anwendbar.
Solche völkerrechtlichen Regelungen sind etwa der EG-Vertrag. Für die Lösung un¬
seres Beispielsfalles gibt es solche Regelungen in völkerrechtlichen Verträgen aller¬
dings nicht.
Es gilt daher Art. 27 Abs. 1 EGBGB. Danach unterliegt der Vertrag dem von den Par¬
teien gewählten Recht. Hier haben die Parteien französisches Recht gewählt. Also
unterliegt der Vertrag französischem Arbeitsrecht32 . Allerdings darf nach Art. 30
Abs. 1 bei Arbeitsverträgen und Arbeitsverhältnissen die Rechtswahl der Parteien
nicht dazu fuhren, daß dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird, der ihm durch
zwingende Bestimmungen des Rechts gewährt wird, das mangels Rechtswahl anzu¬
wenden wäre. Es muß also jetzt die Frage gestellt werden, welches Recht anwendbar
wäre, wenn in unserem Falle die Parteien nichts über das anzuwendende Recht ver¬
einbart hätten. Darüber, welches Recht mangels Vereinbarung anzuwenden ist, gibt
Art. 30 Abs. 2 EGBGB Auskunft. Danach unterliegen Arbeitsverträge und Arbeits¬
verhältnisse mangels einer Rechtswahl dem Recht des Staates, in dem der Arbeitneh¬
mer in Erfüllung des Vertrages gewöhnlich seine Arbeit verrichtet, selbst wenn er
vorübergehend in einen anderen Staat entsandt ist. Etwas anderes ergibt sich aller¬

29 Vgl. BAG, Urt.v. 15.11.1995, EzA § 102 BetrVG 1972 Nr. 89.
30 Vgl. Hübner/Constantinesco, Einführung in das französische Recht, 3. Aufl. 1994, S. 209;

Langer/Fehrmann, Praxis des französischen Arbeitsrechts, 10. Aufl. 1995, S. 38 ff; Ranke,
Arbeitsrecht in Frankreich, 1995, Rn. 263.

31 Langer/Fehrmann, a.a.O., S. 52; Ranke, a.a.O., Rn. 266.
32 Wegen Art. 35 Abs. 1 ist das deutsche internationale und nicht das französische internatio¬

nale Privatrecht anwendbar - vgl. auch Art. 4 EGBGB.
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dings dann, wenn sich aus der Gesamtheit der Umstände ergibt, daß der Arbeitsver¬
trag oder das Arbeitsverhältnis engere Verbindungen zu einem Staat aufweist. In die¬
sem Fall ist das Recht dieses anderen Staates anzuwenden.
In unserem Beispiel ist der Ort, an dem der Arbeitnehmer gewöhnlich seine Arbeit
verrichtet, Saarlouis. Demnach ist auf das Arbeitsverhältnis deutsches Recht an¬
wendbar. Es ergibt sich auch aus den Umständen keine engere Verbindung zu Frank¬
reich, so daß die in Art. 30 Abs. 2 genannte Ausnahmeregelung nicht greift. Nach all¬
dem ist festzustellen, daß dann, wenn vorliegend keine Rechtswahl getroffen wäre,
deutsches Recht anwendbar wäre. Wir kehren damit zu unserem Ausgangspunkt,
nämlich Art. 30 Abs. 1 zurück. Danach darf die Rechtswahl nicht dazu fuhren, daß
dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird, der ihm nach zwingenden Vorschriften
des Rechts gewährt wird, das ohne Rechtswahl anzuwenden wäre; es darf dem Ar¬
beitnehmer also nicht der Schutz entzogen werden, der ihm nach den zwingenden
Regelungen des deutschen Rechtes zustünde.
Es ist daher nun ein Günstigkeitsvergleich dahin anzustellen, welche Rechtsordnung
die für den Arbeitnehmer bessere Lösung zur Verfügung stellt, noch präziser formu¬
liert: welche Regelung diejenige ist, die den Arbeitnehmer besser schützt. In unserem
Beispiel stellt sich die Frage, ob der Arbeitnehmer durch das französische oder das
deutsche Recht besser vor Kündigungen geschützt wird. Das Problem des Günstig¬
keitsvergleichs stellt sich allerdings nur dann, wenn vorliegend nicht Art. 34 EGBGB
anwendbar ist. Nach dieser Vorschrift können nämlich über bestimmte Regelungen
des deutschen Rechts die Parteien überhaupt nicht disponieren. Sie können diese Re¬
gelung nicht abbedingen, weil sie immer für einen Arbeitnehmer gelten, der in
Deutschland tätig wird. Dies gilt unabhängig davon, ob die Parteien die Anwendung
ausländischen Rechts gewählt haben oder nicht und unabhängig davon, ob das aus¬
ländische oder das deutsche Recht den Arbeitnehmer besser schützt. Zu diesen Rege¬
lungen des deutschen Rechts, die nicht abbedungen werden können (sogenannte Ein¬
griffsnormen) gehören die Regelungen des Betriebsverfassungsgesetzes und damit
auch dessen § 102. Diese Vorschrift ist in unserem Beispiel anwendbar. Weil der Ar¬
beitgeber den Betriebsrat nicht angehört hat, ist die Kündigung unwirksam. Die Fra¬
ge, ob die Kündigung auch deshalb zu beanstanden ist, weil der Arbeitgeber nicht -
wie es das französische Recht fordert - den Arbeitnehmer vor Ausspruch der Kündi¬
gung angehört hat, kann daher hier dahinstehen - zu unserem Glück! Diese Frage
wäre nämlich nur außerordentlich schwer zu beantworten, weil wir nun auf das oben
bereits angesprochene Problem zurückkommen müßten, ob das deutsche oder das
französische Kündigungsschutzrecht den Arbeitnehmer besser schützt. Diese Frage
gehört aber zu jenen, die nach Auffassung von Birk 31 für die konkrete, richterliche
Anwendung kaum überzeugend lösbar sind. Eine seriöse Beantwortung der Frage,
welche von zwei rechtlichen Lösungen die bessere sei, lasse sich im Grunde nur ge¬
winnen, wenn hierfür ausreichend genaue Vorgaben vorliegen würden, die Ver¬
gleichsmethode festgelegt würde und Kriterien für die Bewertung des Ergebnisses
zur Verfügung stünden. Von alldem enthalte Art. 30 Abs. 1 EGBGB, der den Gün¬
stigkeitsvergleich fordert, nichts. In der Tat ist es besonders schwierig, einen geeig¬
neten Vergleichsmaßstab zu finden. Wählt man den Vergleichsmaßstab zu eng, führt

33

33 Birk, Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, 1992, § 19 Rdnr. 19.
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dies zur sogenannten Rosinentheorie. Wählt man ihn zu weit, ist ein Vergleich kaum
noch sinnvoll durchführbar34 . Am Beispiel: Vergleicht man hier nur die Regelung der
beiden Rechte bezüglich der Anhörung des Arbeitnehmers, schützt das französische
Recht besser. Hiermuß nämlich der Arbeitnehmer vor Ausspruch der Kündigung an¬

gehört werden, im deutschen Recht hingegen nicht. Könnte der Arbeitnehmer sich
dergestalt sämtliche Rosinen aus dem deutschen und französischen Recht herauspik-
ken, müßte also in jedem Detail die für ihn günstigere Regelung beachtet werden,
hätten wir ein mit deutschen und französischen Elementen durchmischtes und in der
Praxis aufgrund der kumulierten Schutzvorschriften kaum noch anwendbares Kündi¬
gungsschutzrecht. Vergleicht man das Kündigungsschutzrecht allerdings insgesamt,
läuft man Gefahr, daß sich nicht mehr bestimmen läßt, welches Recht günstiger ist.

c) Die vorstehenden Ausführungen haben die Schwierigkeiten gezeigt, die sich bei
Bestimmung des auf den Vertrag anwendbaren Rechts ergeben. Ist das auf den Ver¬
trag anwendbare nationale Recht (also etwa das deutsche Recht) gefunden, so be¬

stimmt sich der Inhalt des Arbeitsvertrages nach den Parteivereinbarungen und den
Vorgaben des nationalen Rechts. Darüber hinaus wirken europarechtliche Vorgaben
auf das Arbeitsverhältnis ausländischer Arbeitnehmer und damit auch der Grenzgän¬
ger ein, wenn sie Bürger eines Mitgliedstaates der Europäischen Union sind. Diese
Vorgaben gelten für Drittstaatsangehörige nicht, so daß im folgenden wieder zwi¬
schen Grenzgängern aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union und Drittstaatsan¬
gehörigen zu differenzieren ist.

aa) EU-Ausländer können sich auch im Rahmen eines bestehenden Arbeitsverhält¬
nisses auf die Garantie der Freizügigkeit berufen. Aus dem Freizügigkeitsrecht folgt
nämlich nicht nur ein Anspruch gegen den aufnehmenden Staat, sondern auch ein
Recht gegenüber dem jeweiligen Arbeitgeber aufGleichbehandlung mit den inländi¬
schen Kollegen35

. Wie dieses Recht im einzelnen ausgestaltet ist, verrät wiederum
die bereits erwähnte Freizügigkeits-Verordnung Nr. 1612/68. Sie verlangt eine
Gleichbehandlung hinsichtlich aller Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen und
verbietet insbesondere eine Diskriminierung hinsichtlich der Entlohnung. Ausländi¬
sche Arbeitnehmer und mit ihnen auch die Grenzgänger haben daher etwa einen glei¬
chen Anspruch auf Zulagen, Trennungsentschädigungen oder auf Abfindungszah¬
lungen wie die einheimischen Arbeitnehmer. Wichtig ist neben der gleichen Entloh¬
nung insbesondere noch die Gleichbehandlung bei der Zugehörigkeit zu einer Ge¬
werkschaft und beim Zugang zu den Organen der Arbeitnehmermitbestimmung und
-Vertretung. Insgesamt läßt sich sagen, daß den Grenzgängern aus dem EU-Ausland
ein umfassendes Gleichbehandlungsrecht zu Gebote steht. Einschränken läßt es sich
lediglich beim Vorliegen sachlicherGründe, wie sie etwa beim Fehlen der für das Ar¬
beitsverhältnis erforderlichen Sprachkenntnisse vorliegen können36

,

bb) Für Personen, die auf dem Weg zur Arbeit die Grenze zwischen der Bundesrepu¬
blik und einem Nicht-EU-Staat passieren, lassen sich derartige allgemeingültige
Aussagen ungleich schwerer treffen. Denn anders als auf dem Gebiet der Europäi-

34 Birk, Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, § 19 Rdnr. 24 ff.
35 Geiger, EG-Vertrag, Art. 48 Rdnr. 16; Krimphove (o. Fn. 14), S. 110.
36 Vgl. EuGH, Slg. 1989, 3967 - Groener.
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sehen Union existiert hier kein einheitlich geltendes Recht, wie es hinsichtlich der
Gleichbehandlung in der soeben zitierten EG-Verordnung enthalten ist. Hier ent¬

scheidet das jeweils geltende Recht, wie esmit dem ausländischen Arbeitnehmer um¬
geht; hier kommt es also darauf an, ob es sich um einen ausländischen Grenzgänger
in der Bundesrepublik oder um einen deutschen Grenzgänger im Ausland handelt
und ob von den Parteien eine Rechtswahl getroffen worden ist. Für das deutsche Ar¬
beitsrecht läßt sich jedenfalls feststellen, daß es den Gleichbehandlungsgrundsatz für
ausländische Arbeitnehmer unabhängig davon aufstellt, aus welchem Land der Ar¬
beitnehmer kommt37 . Ohne Rücksicht darauf, ob es sich um EU-Ausländer oder um
Drittstaatsangehörige handelt, nimmt die herrschende Meinung im deutschen Ar¬
beitsrecht im übrigen an, daß den Arbeitgeber eine erhöhte Fürsorgepflicht gegen¬
über ausländischen Arbeitnehmern trifft; dies hat insbesondere dann Bedeutung,
wenn es um die Überwindung von Sprachschwierigkeiten geht38 .

3. Hinsichtlich der Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind Besonderheiten für
ausländische Arbeitnehmer im allgemeinen und damit auch für Grenzgänger die
Ausnahme. Für EU-Ausländer ergibt sich aus der Gewährleistung der Freizügigkeit
insoweit ein Diskriminierungsverbot hinsichtlich der Kündigung. Sie dürfen also
nicht nur deshalb gekündigt werden, weil sie Ausländer sind. Ist ein EU-Ausländer
durch die Kündigung arbeitslos geworden, so erstreckt sich das Gleichbehandlungs¬
recht auch auf die berufliche Wiedereingliederung und Wiedereinstellung (Art. 7

Abs. 1 VO 1612/68 EWG).
4. Den letzten Teil meiner Betrachtungen möchte ich der sozialen Sicherheit des
Grenzgängers widmen, also seiner Kranken-, Renten-, Unfall- und Arbeitslosenver¬
sicherung. Insofern steht für den betroffenen Arbeitnehmer die Frage im Vorder¬
grund, welches nationale Sozialrecht auf ihn anzuwenden ist. Er muß wissen, ob er
der Sozialversicherung seines Wohnortstaates oder der des Beschäftigungsstaates
unterliegt, welcher Sozialversicherungsträger für ihn zuständig ist und in welchem
Staat er Leistungen in Anspruch nehmen kann. Die Beantwortung dieser Fragen
hängt erneut davon ab, ob der Grenzgänger sich innerhalb der Europäischen Union
bewegt oder ob er ihre Außengrenzen überschreitet.
a) Für das Gebiet der Europäischen Union sind die uns interessierenden Probleme
in der EG-Verordnung Nr. 1408/71 über die soziale Sicherheit vonWanderarbeitneh-
mem geregelt. Diese Verordnung hat es sich nicht zum Ziel gesetzt, das materielle
Sozialrecht der Mitgliedstaaten der EU zu harmonisieren. Vielmehr will sie die wei¬
terhin unterschiedlichen Sozialsysteme lediglich koordinieren und damit insbeson¬
dere sicherstellen, daß Leistungsansprüche, die der Arbeitnehmer in einem Mitglied¬
staat erwirbt, bei der Berechnung der Leistungen des Versicherungsträgers eines an¬

deren Staates berücksichtigt werden können; ferner will sie gewährleisten, daß auf
Fälle mit internationalem Bezug das jeweils anwendbare Recht nach einheitlichen
Regeln bestimmt wird39

. Für Personen, die in einem Mitgliedstaat beschäftigt sind,
aber in einem anderen Staat wohnen, stellt die Verordnung den Grundsatz auf, daß sie

37 Vgl. Krause (o. Fn. 21., S. 78 ) m.w.Nachw.
38 Krause (o. Fn. 21), S. 79.
39 Eichenhofer, Sozialrecht, 1995, Rdnr. 89.
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dem Recht des Beschäftigungsortes unterliegen (Art. 13 Abs. 2 Buchstabe b VO
1408/71/EWG). Dies bedeutet für den lothringischen Arbeitnehmer im Saarbrücker
Betrieb also, daß für ihn die deutschen sozialrechtlichen Bestimmungen gelten; ent¬
sprechend ist der deutsche Pendler in Frankreich der französischen Sozialgesetzge¬
bung unterworfen. Zuständig ist damit der Sozialversicherungsträger im arbeitge¬
benden Land; Leistungen können grundsätzlich nur von ihm bezogen werden. Diese
Regel gilt allerdings nicht uneingeschränkt. Will man sich ein zutreffendes Bild ver¬
schaffen, so muß man nach den einzelnen Leistungsarten differenzieren. Dies kann
an dieser Stelle nicht umfassend geschehen. Herausgreifen möchte ich daher nur
zwei Fälle, die mir wegen ihrer Besonderheiten interessant erscheinen, die Leistun¬
gen bei Krankheit und bei Arbeitslosigkeit.
aa) Bei Erkrankungen von Arbeitnehmern, die in einem anderen Staat als dem Be¬
schäftigungsstaat wohnen, bleibt es zunächst bei dem Grundsatz, daß der Sozialver¬
sicherungsträger des Beschäftigungsstaates für sie zuständig ist. Für den Lothringer,
der in Saarbrücken arbeitet, ist also die deutsche Krankenkasse zurständig. Während
jedoch die deutsche Krankenkasse grundsätzlich die bei Krankheit vorgesehenen
Geldleistungen (etwa Krankengeld) zu erbringen hat, erhält der Erkrankte die erfor¬
derlichen Sachleistungen (etwa Krankenhausbehandlung; Behandlung durch den
Arzt) regelmäßig vom Träger seines Wohnortes, als ob er bei diesem versichert wäre
(Art. 19 Abs.l VO 1408/71/EWG). Der Arbeitnehmer aus Metz erhält also seine
Sachleistungen von der für Metz zuständigen Krankenkasse. Diese Krankenkasse
handelt allerdings für Rechnung des zuständigen Trägers; also der deutschen Kran¬
kenkasse. Dies bedeutet, daß die französische Krankenkasse, die ihre Leistungen an
den lothringischen Arbeitnehmer erbringt, einen Erstattungsanspruch gegen den ei¬
gentlich zuständigen deutschen Sozialversicherungsträger hat40 . Diese Rechtslage
wird für den Anwendungsfall des Grenzgängers nun wiederum in Art. 20 VO
1408/71/EWG modifiziert. Ihm wird die Möglichkeit eingeräumt, sämtliche Leistun¬
gen bei Krankheit in seinem Beschäftigungsstaat zu erhalten. Er hat damit im Ergeb¬
nis einWahlrecht, ob er die Leistungen des Wohnortstaates oder des Beschäftigungs¬
staates in Anspmch nehmen will41 .

bb) Für die Leistungen an einen arbeitslosen Arbeitnehmer ist zu unterscheiden: Bei
Kurzarbeit oder bei sonstigem vorübergehenden Arbeitsausfall erhält der Grenzgän¬
ger Leistungen nach den Vorschriften des Beschäftigungsstaates von dem zuständi¬
gen Träger (Art. 71 Abs. 1 Buchstabe a Ziffer i VO 1408/71/EWG). In diesen Fällen
bleibt es bei der anfangs genannten Grundregel, also der Zuständigkeit des Sozialver¬
sicherungsträgers des Beschäftigungsstaates. Wird der Grenzgänger dagegen in vol¬
lem Umfang arbeitslos, so bestimmt die Verordnung, daß er Leistungen nur nach den
Vorschriften seines Wohnortstaats in Anspruch nehmen kann (Art. 71 Abs. 1 Buch¬
stabe a Ziffer ii). Diese Regelung für Vollarbeitslosigkeit ist nach der Verordnung ei¬
gentlich strikt und ohne Ausnahme angeordnet. Die Verordnung stellt durch diese
Anordnung, daß der Grenzgänger nur die Leistungen nach den Vorschriften des
Wohnortstaates in Anspruch nehmen kann (nicht aber nach den Vorschriften des Be¬

schäftigungsstaates) die Grenzgänger schlechter als andere Arbeitnehmer, bei denen

40 Vgl. Art. 93 ff. VO 574/72/EWG.
41 Eichenhofer, Internationales Sozialrecht, 1994, Rdnr. 413.
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Wohnort- und Beschäftigungsstaat ebenfalls auseinanderfallen, die aber nicht die
weiteren Voraussetzungen des Grenzgängers erfüllen, weil sie nicht täglich bzw. wö¬
chentlich an ihrenWohnort zurückkehren. Diese im Ausland arbeitenden Arbeitneh¬
mer, die nicht Grenzgänger sind, haben nämlich nach der genannten Verordnung ein
Wahlrecht, ob sie Leistungen nach den Vorschriften des Wohnort- oder des Beschäf¬
tigungsstaates in Anspruch nehmen wollen, solange sie sich nur der jeweiligen Ar¬
beitsvermittlung zur Verfügung stellen (Art. 71 Abs. 1 Buchstabe b). Sie können also
die Leistungen wählen, die für sie günstiger sind (etwa weil es in einem Staat höheres
Arbeitslosengeld gibt als in einem anderen). Diese Ungleichbehandlung hat den Eu¬
ropäischen Gerichtshof dazu bewogen, die Rechtsstellung der Grenzgänger zu ver¬
bessern. Um eine Benachteiligung gegenüber den anderen Arbeitnehmern zu vermei¬
den, hat er den Status der Grenzgänger dem der Nicht-Grenzgänger insoweit angenä¬
hert, als er auch den Grenzgängern Leistungen nach den Vorschriften des bisherigen
Beschäftigungsstaats in Anspruch zu nehmen ermöglicht42 .

b) Für Grenzgänger aus Drittstaaten gelten die soeben gemachten Ausführungen
grundsätzlich nicht. Sie werden von der Verordnung Nr. 1408/71 ebensowenig erfaßt
wie deutsche Arbeitnehmer, die eine Grenzgängerbeschäftigung in Polen, Tschechi¬
en oder der Schweiz aufnehmen. Für sie gelten die allgemeinen Vorschriften des In¬
ternationalen Sozialrechts, wie sie sich aus dem jeweiligen nationalen Recht und aus
zwischenstaatlichen Abkommen ergeben. Die deutschen Vorschriften sehen inso¬
weit für das Recht der sozialen Vorsorge, d.h. die Kranken-, Renten- und Unfallversi¬
cherung, sowie für das Recht der Arbeitslosenversicherung als Regel ebenfalls das
Beschäftigungsortprinzip vor. Dieser Grundsatz, den in Deutschland §§ 3-5 Sozial¬
gesetzbuch IV und § 173a Arbeitsforderungsgesetz anordnen, steht allerdings unter
dem Vorbehalt abweichender Regelungen des über- und zwischenstaatlichen Rechts.
Soweit demnach zwischenstaatliche Sozialversicherungsabkommen existieren, ge¬
hen diese den nationalen Rechtsvorschriften vor. Die Bundesrepublik Deutschland
hat zahlreiche derartige Abkommen mit anderen Staaten geschlossen. Auf ihre Ein¬
zelheiten einzugehen würde den Rahmen dieses Vortrags sprengen. So viel soll an
dieser Stelle genügen: Sämtliche Sozialversicherungsabkommen, an denen die Bun¬
desrepublik beteiligt ist, insbesondere auch diejenigen mit den unmittelbar angren¬
zenden Nachbarstaaten, wählen als Anknüpfungspunkt für das Versicherungsstatut
ebenfalls den Beschäftigungsort. Im Detail erfährt dieser Grundsatz jedoch Modifi¬
kationen. So sieht etwa das deutsch-schweizerische Abkommen über die Arbeitslo¬
senversicherung in seinem Artikel 8 vor, daß Grenzgänger Arbeitslosengeld nach
den Vorschriften des Wohnortstaates erhalten; nur in Ausnahmefällen können Lei¬
stungen des Beschäftigungsstaates in Anspruch genommen werden. In der Sache
weicht diese Regelung nur wenig von den für das Gebiet der Europäischen Union
geltenden Vorschriften ab.
5. Abschließend: Im jüngst vorgelegten Grünbuch der Europäischen Kommission
über Bildung, Berufsbildung, Forschung und Hindernisse für die grenzüberschrei¬
tende Mobilität findet sich der sicher zutreffende Hinweis, daß der Wunsch nach

EuGH, Slg. 1986, 1837 (Miethe).
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Mobilität immer weiter zunimmt43 . Dort wird aber auch festgestellt, daß die
Mobilität heute noch durch viele Hindernisse eingeschränkt ist und daß sich Kapital,
Waren und Dienstleistungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft leichter
bewegen als die Menschen. Darunter leide die Wertschätzung, die der Bürger dem
europäischen Emigungsprozeß entgegenbringe. Jeder Grenzgänger hat für seine
Person die Hindernisse für die grenzüberschreitende Mobilität überwunden, und
unsere kleine Reise um die Probleme der Grenzgänger hat gezeigt, daß es durchaus
gelungene Ansätze gibt, die Schwierigkeiten, die der Grenzgänger dadurch hat, daß
er sich in zwei unterschiedlichen Rechtsordnungen bewegt, zu mildem. Es wäre
schön, wenn die heute noch bestehenden rechtlichen und sonstigen Hindernisse für
die grenzüberschreitende Mobilität in nicht zu ferner Zukunft Gegenstand eines
historischen Symposiums sein könnten.

43 Grünbuch „Bildung, Berufsbildung, Forschung: Hindernisse für die grenzüberschreitende
Mobilität“, KOM (96) 462 endg. v. 2.10.1996, S. I
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